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S e i t e  1 

1 VORBEMERKUNGEN ZUR PLANAUFSTELLUNG 

Der Gemeinderat Spiesen-Elversberg hat am 15.07.2021 den Beschluss zur Aufstellung 
des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Neubau eines Drogeriemarktes“ (Teilände-
rung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) gefasst.  

Mit den Planungsarbeiten wurde die ARGUS CONCEPT – Gesellschaft für Lebensraument-
wicklung mbH, Gerberstraße 25, 66424 Homburg beauftragt. 

Mit der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Neubau eines Drogerie-
marktes“ (Teiländerung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) verfolgt die Gemeinde 
Spiesen-Elversberg folgende Zielvorstellungen: 

 ZIEL UND ZWECKE DER PLANUNG 

1.1.1 Neubau eines Drogeriemarktes 

Im Zuge der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Neubau eines Dro-
geriemarktes“ (Teiländerung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) sollen die planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für den Neubau eines Rossmann-Drogeriemarktes mit einer 
Verkaufsfläche von ca. 750 m² im Bereich der ehemaligen Turnhalle in der Lindenstraße 
geschaffen werden. Hierzu soll der vollständige Rückbau der vorhandenen Bebauung er-
folgen. Der neue Baukörper soll analog der aktuellen Bebauung direkt an das östliche Ge-
bäude angebaut werden. 

1.1.2 Änderung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“ 

Der Gemeinderat der Gemeinde Spiesen-Elversberg hat in seiner Sitzung am 04.04.2003 
den Bebauungsplan „Kaiserlinde“ als Satzung beschlossen. Mit der Veröffentlichung am 
21.05.2003 erlangte der Bebauungsplan Rechtskraft.  

Der Bebauungsplan verfolgte u.a. folgende Zielvorstellungen: 

• Verlagerung des Lidl-Marktes auf den alten Sportplatz „Kaiserlinde“ 

• Neuordnung des ruhenden und fließenden Verkehrs 

• Sicherung bestehender Sport- und Freizeiteinrichtungen und Bau eines Kleinspiel-
feldes sowie 

• Bereitstellung neuer Wohnbauflächen im Bereich des ehemaligen Handballfeldes 
des Turnverein 1860 Elversberg westlich der Turnhalle des Turnvereins 

Die 1. Änderung des Bebauungsplanes ist am 13.01.2010 mit folgenden neuen Zielvorstel-
lungen in Kraft getreten: 

• Neuorganisation der Erschließung des Wohngebietes westlich der Turnhalle 

• Integration von Stellplatzflächen nördlich des Kleinspielfeldes in die Wohnbebau-
ung 

• Einhausung des Anlieferbereiches (planungsrechtliche Sicherung durch Vergröße-
rung des Baufensters) 

• Vergrößerung der Stellplätze des LIDL-Marktes 

Die 2. Änderung des Bebauungsplanes ist am 06.06.2012 in Kraft getreten. Zur planungs-
rechtlichen Sicherung der möglichen Erweiterung des LIDL-Marktes wurde im Zuge der 2. 
Vereinfachten Änderung des Bebauungsplanes die Erhöhung der maximal zulässigen Ver-
kaufs- und Geschossfläche realisiert. 
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Wie oben aufgeführt wird mit Beschluss vom 15.07.2021 nun das Verfahren zur Aufstel-
lung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans „Neubau eines Drogeriemarktes“ und der 
damit einhergehenden 3. Änderung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“ im Bereich der 
ehemaligen Turnhalle in der Lindenstraße eingeleitet. Der derzeit rechtskräftige Bebau-
ungsplan sieht im Bereich des Plangebiets Festsetzungen vor, die nicht mit den Ansprü-
chen des Vorhabens vereint werden können. Um das Vorhaben zu realisieren, ist daher 
die Aufstellung des Bebauungsplanes und die Teiländerung des bestehenden Bebauungs-
planes erforderlich.  Dieser sieht für den Bereich des Plangebietes u.a. eine öffentliche 
Grünfläche, ein Baufenster für das Gebäude der Turnhalle, eine Verkehrsfläche besonde-
rer Zweckbestimmung für den Fußweg und ein Mischgebiet angrenzend an die Friedhof-
straße vor.  

 

Abbildung 1: Bebauungsplan „Kaiserlinde“ (Quelle: Openstreetmap.org) 

1.1.3 Übernahme der Festlegungen des Bebauungsplanes „Vergnügungsstätten 
Spiesen-Elversberg“ 

Der durch die vorliegende Planung beanspruchte Bereich zwischen Lindenstraße und 
Friedhofsstraße liegt zudem innerhalb des Geltungsbereichs 1, „Kaiserlinde“ des rechts-
kräftigen Bebauungsplanes „Vergnügungsstätten Spiesen-Elversberg“. Dieser bezieht sich 
ausschließlich darauf, die Zulässigkeit von Spielhallen auszuschließen. Gemäß der Festset-
zungen des Bebauungsplanes sind im Geltungsbereich 1, „Kaiserlinde“ Spielhallen unzu-
lässig. Auch im vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplan werden Spielhallen 
nicht in den Nutzungskatalog und den Durchführungsvertrag aufgenommen. Diese sind 
somit weiterhin im Plangebiet nicht zulässig. 
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 GRÜNDE FÜR DIE STANDORTWAHL 

1.2.1 Gute Rahmenbedingungen des Mikrostandortes 

Der Vorhabenstandort liegt an der Lindenstraße in integrierter Lage innerhalb des Orts-
teils Elversberg. Der Standort ist hervorragend eingebunden in die Versorgungs- und 
Dienstleistungsinfrastruktur des Ortsteils und ist sowohl mit PKW, ÖPNV als auch fußläu-
fig sehr gut zu erreichen. 

Die geplante Neuordnung des Geländes führt zu einer städtebaulichen und gestalteri-
schen Aufwertung des Bereiches und erweitert darüber hinaus die bestehende Versor-
gungsinfrastruktur des Ortsteils langfristig.  

1.2.2 Geringer Erschließungsaufwand 

Da das Plangebiet auch bisher bereits baulich genutzt wurde sind die Verkehrserschlie-
ßung und die infrastrukturelle Erschließung bereits vorhanden bzw. können mit geringen 
Mitteln hergestellt werden. 

1.2.3 Keine ökologischen Eingriffe 

Da das gesamte Planvorhaben sich an einem vorgenutzten Standort befindet kommt es 
durch die Realisierung der Planung kaum zu zusätzlichen ökologischen Eingriffen. 

2 VERFAHRENSVERLAUF / RECHTSGRUNDLAGEN 

Die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Neubau eines Drogeriemark-
tes“ (Teiländerung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) erfolgt im „beschleunigten Ver-
fahren“ nach § 13a BauGB. Dieses Verfahren wurde im Rahmen einer Novelle des BauGB 
zum 1. Januar 2007 eingeführt. Ziel der Gesetzesnovelle war es unter anderem, die Ver-
fahren für die Aufstellung von Bebauungsplänen, die der Wiedernutzbarmachung von Flä-
chen, der Nachverdichtung oder anderen Maßnahmen der Innenentwicklung dienen, we-
sentlich zu beschleunigen. 

Im § 13a BauGB, der neu ins Gesetz aufgenommen wurde, wird das so genannte „be-
schleunigte Verfahren“ geregelt. Danach können Bebauungspläne aufgestellt werden, 
„wenn in ihnen eine zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO oder eine 
Größe der Grundfläche von insgesamt weniger als 20.000 m² (…) festgesetzt wird. 

Bei dem zu überplanenden Gebiet handelt es sich, wie beschrieben, um einen von einer 
ehemaligen Turnhalle eingenommenen Bereich mit einer Größe von ca. 0,16 ha. 

Die Teiländerung dient, wie beschrieben, der Innenentwicklung und Wiedernutzbarma-
chung von Flächen durch die Ansiedelung eines neuen Drogeriemarktes. Mit der Teilän-
derung des Bebauungsplanes wird eine Grundflächenzahl von deutlich weniger als 20.000 
m² festgelegt. Eine Zulässigkeit von Vorhaben, die einer Pflicht zur Durchführung einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung nach dem Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung 
oder nach Landesrecht unterliegen, wird mit der Teiländerung des Bebauungsplanes nicht 
begründet. 

Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe b BauGB ge-
nannten Schutzgüter (Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Gebiete von gemein-
schaftlicher Bedeutung und der Europäischen Vogelschutzgebiete im Sinne des Bundesna-
turschutzgesetzes) sind nicht gegeben. 

Damit sind die in § 13a BauGB definierten Voraussetzungen erfüllt, um den Bebauungs-
plan im beschleunigten Verfahren aufzustellen. Der Gemeinderat der Gemeinde Spiesen-
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Elversberg hat daher beschlossen, den Vorhabenbezogenen Bebauungsplan „Neubau ei-
nes Drogeriemarktes“ (Teiländerung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) im beschleunig-
ten Verfahren gemäß § 13a Abs. 2 BauGB zu aufzustellen. 

Der Vorhabenbezogene Bebauungsplan „Neubau eines Drogeriemarktes“ (Teiländerung 
des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) wurde unter Berücksichtigung der aktuellen relevan-
ten Bau- und Umweltgesetzgebung erstellt. Die verwendeten gesetzlichen Grundlagen 
sind der entsprechenden Rubrik der Planzeichnungen zu entnehmen. 

3 INFORMATIONEN ZUM PLANGEBIET 

 LAGE DES PLANGEBIETS, TOPOGRAPHIE 

Das ca. 0,16 ha große Plangebiet liegt südlich der Lindenstraße (L 112) und östlich der 
Friedhofstraße im Ortsteil Elversberg. Es umfasst das Gelände der ehemaligen Turnhalle, 
Teile eines Fußweges, der die Lindenstraße mit dem Wohngebiet am Willi-Neu-Ring ver-
bindet, sowie eine derzeit noch als Gartenbereich genutzte Fläche im Anschluss an die 
Wohnbebauung des Willi-Neu-Rings Nr. 11.  

Das Planungsgebiet ist weitgehend eben ausgebildet und liegt auf einer durchschnittli-
chen Höhe von ca. 368 m ü. NN. Von Osten hin zur Friedhofstraße steigt das Gelände um 
ca. 1,5 m an. 

 

Abbildung 2: Lage im Raum (Quelle: Openstreetmap.org) 
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 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst die Parzellen 20/545, 20/556, 20/609, 
20/612, 20/643, 20/700, 20/703 in Flur 3 der Gemarkung Elversberg: 

 

Abbildung 3: Geltungsbereich Bebauungsplan 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird in etwa wie folgt begrenzt: 

• im Norden: durch die Lindenstraße 

• im Süden: durch den Willi-Neu-Ring 

• im Westen: durch die Friedhofstraße 

• im Osten: durch das Gebäude und die Stellplatzflächen des angrenzenden Le-
bensmittelmarktes 

 DERZEITIGE SITUATION UND VORHANDENE NUTZUNGEN / UMGE-
BUNGSNUTZUNG 

Das Plangebiet wird durch das derzeit noch bestehende Gebäude der ehemaligen Turn-
halle bestimmt. Nördlich des Gebäudes befinden sich Zufahrts- und Hofflächen sowie klei-
nere begrünte Bereiche. Westlich der ehemaligen Turnhalle verläuft ein Fußweg, der die 
Lindenstraße mit dem Willi-Neu-Ring verbindet. Der Bereich zwischen dem Fußweg und 
der Friedhofstraße wird derzeit noch als eingezäunte Gartenfläche genutzt. Südlich des 
Bestandsgebäudes befinden sich Gehölzstreifen und verwilderte Wiesenflächen. 

    

Abbildung 4 und 5: Ehemaligen Turnhalle (links) und angrenzender Fußweg (rechts) (Quelle: ARGUS CON-
CEPT GmbH) 
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Abbildung 6 und 7: Eingezäunter Gartenbereich (links) und südliche Gebäudeseite der Turnhalle (rechts) 
(Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH) 

Die Umgebung des Plangebietes weist eine gemischte Nutzung aus Gewerbe, Einzelhan-
del, Dienstleistungen, Sportstätten und Wohnen auf. Östlich grenzt das Gebäude der ehe-
maligen Turnhalle unmittelbar an das Gebäude eines Lebensmittelmarktes mit Postan-
nahmestelle an.  

    

Abbildung 8 und 9: Angrenzendes Gebäude (links) und Wohnbebauung entlang der Lindenstraße (rechts) 
(Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH) 

     

Abbildung 10 und 11: Sportheim (links) und Lidl-Markt westlich des Plangebietes (rechts) (Quelle: ARGUS 
CONCEPT GmbH) 

 GRÜNORDNERISCHE BESTANDSAUFNAHME  

3.4.1 Naturraum 

Das Plangebiet befindet sich im Naturraum der „Neuweiler-Spieser Höhe“ (191.2), der 
dem Saar-kohlenwald (191) angehört. Es handelt sich um einen nahezu tischebenen, von 
Kuppen durchsetz-ten, bewaldeten Höhenrücken mit eingestreuten Rodungsinseln, wel-
cher beidseitig durch Tälchen tief gegliedert ist. Das 300 m bis 380 m hohe Dach des Rü-
ckens wird vom Mittleren Buntsandstein gebildet. Längs des Sulzbachtalhanges sind durch 
tief eingekerbte Seitentälchen die Gesteine der Saarbrücker Schichten (Karbon) freigelegt. 
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Der Südabfall liegt ganz im Buntsandstein und wird in tief eingesenkten, teils asymmetri-
schen Tälchen zur Blies, zum Scheidterbach bzw. zur Saar entwässert. 

3.4.2 Geologie und Böden 

Gemäß der Geologischen Karte des Saarlandes (1989, 1:50.000) liegt der Geltungsbereich 
innerhalb der St. Ingberter und Sulzbacher Schichten, die dem Westfal C des Karbon an-
gehören. Es handelt sich um Grobsandsteine und Konglomerate mit geringen Kohleein-
schaltungen. 

Über den Gesteinen des Westfals entwickelten sich im Regelfall mittel- bis tiefgründige 
Braunerden. Die Bodenart wechselt stark und reicht von schuttführendem, lehmigem 
Sand bis lehmigen Schluff über mittel bis stark schutthaltigen, tonigen Lehm. Im Plange-
biet sind allerdings durch die vorhandene bauliche Nutzungen quasi keine natürlichen Bö-
den mehr vorhanden. 

3.4.3 Oberflächengewässer und Grundwasser 

Im Plangebiet sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Etwa 220 m nördlich des Plan-
gebiets fließt der Elversbach als nächstgelegenes Fließgewässer.  

Gemäß der hydrogeologischen Karte des Saarlandes (1:100.000, 1987) befindet sich das 
Plangebiet innerhalb von Festgesteinen mit vernachlässigbarem Wasserleitvermögen 
(Westfal, Karbon). Demzufolge besitzt dieses Gebiet keine bedeutende Funktion für die 
Grundwasserneubildung. Das Plangebiet befindet sich zudem nicht innerhalb eines nach 
Verordnung festgesetzten oder geplanten Wasserschutzgebietes. 

3.4.4 Klima und Lufthygiene 

Das Plangebiet wird derzeit fast vollständig von bebauten, versiegelten oder teilversiegel-
ten Bereichen ohne klimatische Bedeutung eingenommen. Insgesamt kommt dem Plan-
gebiet daher keine besondere klimaökologische Funktion für diesen Raum zu. 

Im Hinblick auf die lufthygienische Situation sind als Vorbelastungen im Umfeld des Gel-
tungsbereiches Beeinträchtigungen in Form von Emissionen durch die nahe gelegene, re-
lativ stark befahrene Lindenstraße sowie den Kunden- und Lieferverkehr der umliegenden 
Lebensmittelmärkte zu nennen. 

3.4.5 Arten und Biotope 

Die Erfassung der Biotoptypen erfolgte im Juni 2021 im Rahmen von Bestandsaufnahmen 
im Plangebiet. Im Folgenden werden die Biotoptypen des Plangebietes zusammengefasst 
dargestellt, Artenlisten der Biotoptypen wurden aufgrund der unterdurchschnittlichen 
Ausprägung der Biotoptypen nicht angefertigt. Die Differenzierung und Beschreibung der 
Einheiten orientiert sich am Leitfaden für Eingriffsbewertung von 2001 des saarländischen 
Ministeriums für Umwelt, Energie und Verkehr. Dementsprechend werden auch die Num-
merncodes für die Erfassungseinheiten aus diesem Leitfaden vergeben. 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich großflächige Bereiche, die aufgrund der Anlage 
von Gebäuden, Wegen und Zufahrten vollständig versiegelt (3.1) sind.  
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Abbildung 12 und 13: Bebaute und versiegelte Flächen innerhalb des Plangebietes (Quelle: ARGUS CONCEPT 
GmbH) 

Des Weiteren sind im Plangebiet überwiegend künstlich geschaffene Biotoptypen und Ru-
deralflächen zu finden, die deutlich anthropogen beeinflusst sind. Hierbei handelt es sich 
im Umfeld des Turnhallengebäudes um Rasenflächen (3.5.1), Wiesenbrachflächen 
(2.7.2.2.2), Ziergehölzpflanzungen (3.5.2), Einzelbäume (2.12), Gebüsche (1.8.3) und 
sonstige Ruderalflächen (3.6) sowie im Bereich angrenzend an die Friedhofstraße um eine 
Gartenfläche (3.4). Da diese größtenteils künstlich geschaffenen Lebensräume kaum Nah-
rungs- oder Rückzugsraum innerhalb der Siedlungsflächen bieten, ist ihre Bedeutung für 
den Arten- und Biotopschutz als Lebensraum gering. 

     

Abbildung 14 und 15: Ziergehölzpflanzungen (links), Rasenfläche und Einzelbaum (rechts) nördlich des Be-
standsgebäudes (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH) 

         

Abbildung 16 und 17: Wiesenbrachflächen und Gebüsch nördlich des Bestandsgebäudes (links) und einge-
zäunter Gartenbereich angrenzend an die Friedhofstraße (rechts) (Quelle: ARGUS CONCEPT GmbH) 

3.4.6 Landschaftsbild / Ortsbild / Erholung 

Dominiert wird das Landschaftsbild im Plangebiet durch die derzeit vorhandene Bebau-
ung und der damit einhergehenden großflächige Versiegelung. Aufgrund seiner Lage in-
nerhalb dicht bebauter Siedlungsflächen im Ortsteil Elversberg ist das Landschafts- bzw. 
Stadtbild in diesem Raum bereits deutlich überformt. Zur Aufwertung des Landschafts- 
bzw. Ortsbildes trägt lediglich der Einzelbaum im nördlichen Plangebiet bei.  
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Insgesamt besitzt das Plangebiet jedoch keine besondere Bedeutung für das Landschafts- 
bzw. Stadtbild in diesem deutlich anthropogen überformten Raum. 

Bedeutende Strukturen der Freizeit- und Erholungsnutzung wie beispielsweise überregi-
onal bedeutsame Wege befinden sich nicht innerhalb des Plangebietes.  

3.4.7 Landwirtschaft / Forstwirtschaft 

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine landwirtschaftlich oder forstwirtschaftlich 
genutzten Flächen. Landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche Belange sind damit nicht 
betroffen. 

3.4.8 Festgelegte Ziele des Umweltschutzes gemäß Fachgesetzen und Fachplänen 

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb von Schutzgebieten nach Wasserrecht oder 
Naturschutzrecht. Das nächstgelegene Schutzgebiet ist das Landschaftsschutzgebiet L 
4.07.02 „Ruhbachtal – Kirchendeck“ welches ca. 200 m nördlich des Plangebietes liegt und 
aufgrund der Entfernung zum Plangebiet und der zwischen Plangebiet und Schutzgebiet 
liegenden Siedlungsflächen nicht beeinträchtigt wird. 

Weiterhin liegt das Plangebiet nicht innerhalb von Flächen, die im Rahmen der Offenland- 
Biotopkartierung des Saarlandes (OBK III und IV) oder des Arten- und Biotopschutzpro-
grammes des Saarlandes (ABSP) erfasst und bewertet wurden.  

Geschützte Biotope nach §30 BNatSchG sind innerhalb des Plangebietes ebenfalls nicht 
vorhanden. 

Der Landschaftsplan der Gemeinde Spiesen-Elversberg aus dem Jahre 2006 stellt für den 
Geltungsbereich „Wohnbaufläche“ und „Gemischte Baufläche“ dar.  

Das Landschaftsprogramm des Saarlandes (Entwurf 2009) sieht für das Plangebiet keine 
Maßnahmen oder sonstigen planerischen Vorgaben vor. 

4 VORGABEN FÜR DIE PLANUNG 

 VORGABEN DER RAUMORDNUNG 

Gemäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Vorgaben der Raumordnung bei der Aufstellung von 
Bauleitplänen zu berücksichtigen. Die Ziele der Raumordnung werden im Saarland durch 
den Landesentwicklungsplan (LEP), Teilabschnitte “Siedlung“ und “Umwelt“, festgelegt. 

4.1.1 LEP Teilabschnitt „Siedlung“ (Fassung vom 04.07.2006) 

Der Landesentwicklungsplan Siedlung (LEP Siedlung) schafft die Rahmenbedingungen für 
einen Anpassungsprozess der Siedlungsstruktur des Landes zugunsten einer dauerhaft 
umweltverträglichen Siedlungsweise. Die wichtigsten Elemente des LEP Siedlung sind: 

• die Festlegung von Zielen für die Wohnsiedlungstätigkeit, 

• die Festlegung von Wohneinheiten-Zielmengen, 

• die Festlegung von Zielen für die Ansiedlung von großflächigen Einzelhandelsein-
richtungen. 

Grundlage für die Festlegungen auf Gemeindeebene ist dabei die Einordnung der Kom-
munen nach der Lage in bestimmten Strukturräumen und innerhalb bestimmter Sied-
lungsachsen sowie die Einordnung in das System der ‚Zentralen Orte’. 
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Nach dem wirksamen LEP Siedlung vom 04.07.2006 (veröffentlicht im Amtsblatt des Saar-
landes vom 14.07.2006) liegt die gesamte Gemeinde Spiesen-Elversberg in der Kernzone 
des Verdichtungsraumes. Beide Ortsteile, d.h. Spiesen und Elversberg fungieren als 
Grundzentrum. 

Die Gemeinde ist laut Festlegungen des LEP Siedlung zwar als „nicht-achsengebunden“ 
eingestuft, dennoch befindet sie sich im Einflussbereich der Siedlungsachse 1. Ordnung 
Saarbrücken-Neunkirchen-St. Wendel (-Mainz). 

Da mit dem Bebauungsplan „Sportpark Kaiserlinde“ keine planungsrechtlichen Vorausset-
zungen zum Bau von Wohneinheiten geschaffen werden, sind die Ziele für die Wohnsied-
lungstätigkeit sowie die Festlegung von Wohneinheiten-Zielmengen nicht zu beachten. 
Des Weiteren sind an dieser Stelle auch die Ziele für die Ansiedlung von großflächigen 
Einzelhandelseinrichtungen nicht von Belang. 

Somit stehen dem Vorhaben keine landesplanerischen Vorgaben entgegen. 

4.1.2 LEP Teilabschnitt „Umwelt“ (Fassung vom 13.07.2004) 

Gemäß dem Landesentwicklungsplan Teilabschnitt „Umwelt, (Vorsorge für Flächennut-
zung, Umweltschutz und Infrastruktur)“ (LEP-Umwelt) vom 13. Juli 2004, zuletzt geändert 
am 20. Oktober 2011, liegt das Plangebiet innerhalb einer „Siedlungsfläche überwiegend 
Wohnen“. Ansonsten trifft der LEP Umwelt keine planungsrelevanten Aussagen für das 
Gebiet. 

 

Abbildung 18: LEP Umwelt (Auszug) 

 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN 

Nach § 8 Abs. 2 BauGB ist ein Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan zu entwickeln 
bzw. müssen - unter entsprechender Anwendung des § 8 Abs. 2 bis 4 BauGB - beide Pla-
nungen miteinander in Einklang gebracht werden. 

Der derzeit gültige Flächennutzungsplan der Gemeinde Spiesen-Elversberg stellt für das 
Plangebiet gemischte Baufläche gem. § 5 Abs. 2 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 2 BauNVO 
und zu sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen dar. Somit entspricht 
die Planung nur teilweise den Darstellungen des Flächennutzungsplanes. 

Da der Bebauungsplan im beschleunigten Verfahren gem. § 13 a BauGB aufgestellt wird, 
ist eine parallele Teiländerung des Flächennutzungsplanes nicht erforderlich. Der Flächen-
nutzungsplan ist lediglich im Zuge der Berichtigung ohne eigenes Verfahren anzupassen. 
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Abbildung 19: Auszug aus dem Flächennutzungsplan 

 RESTRIKTIONEN FÜR DIE PLANUNG 

Die Bebaubarkeit bzw. sonstige Nutzbarkeit des Plangebietes für bauliche Zwecke wird 
bereichsweise durch Restriktionen bestimmt. Die daraus resultierenden Vorgaben für die 
Freihaltung von Schutz- und Abstandsflächen sowie sonstige Nutzungsbeschränkungen 
sind bei der Ausweisung von Bauflächen zu berücksichtigen und planungsrechtlich zu si-
chern. Zum derzeitigen Stand sind für das Plangebiet folgende Restriktionen bekannt: 

4.3.1 Immissionsschutz 

Gemäß § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen die für eine 
bestimmte Nutzung vorgesehenen Flächen einander so zuzuordnen, dass schädliche Um-
welteinwirkungen auf die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Ge-
biete sowie auf sonstige schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden, 
d.h. zumindest auf das gesetzlich zulässige Maß reduziert werden. 

Der Schutz der angrenzenden Wohnbebauung vor dem vom Drogeriemarkt ausgehenden 
Lärm (Verkehr auf den Stellplätzen, Anlieferverkehr) ist unter Berücksichtigung der bereits 
bestehenden Vorbelastungen sicherzustellen. 

Aufgrund der Vornutzung des Plangebietes und der Lage in einem bereits vorbelasteten 
Umfeld, in dem sich u.a weitere Einkaufsmärte befinden, werden keine erheblichen zu-
sätzlichen Lärmemissionen erwartet. 

5 PLANFESTSETZUNGEN 

Vorbemerkung: Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes "Kaiserlinde" au-
ßerhalb des Geltungsbereiches des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes "Neubau eines 
Drogeriemarktes" (Teiländerung des Bebauungsplanes "Kaiserlinde") bleiben unverän-
dert in Kraft. 
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 ZULÄSSIGE ARTEN VON NUTZUNGEN 

Festsetzung 

Folgende Arten von Nutzungen sind im Plangebiet zulässig: 

Zulässige Arten von Nutzungen: 

1. Ein Drogeriemarkt mit einer Verkaufsfläche von 750 qm. 
2. Die für den ordnungsgemäßen Betriebsablauf erforderliche Infrastruktur  
3. die erforderlichen Stellplätze 
4. Werbeanlagen und Werbepylone 
5. Anlieferbereiche, Lagerflächen und Lagerräume 
6. Sozialräume und Verwaltungsräume 
7. Feuerwehrumfahrten 
8. Sonstige Nebenanlagen 

Bindung an den Durchführungsvertrag gemäß § 12 Abs. 3a BauGB 

Gemäß § 12 Abs. 3a BauGB i.V.m. § 9 Abs. 2 BauGB wird festgesetzt, dass im Rahmen der 
festgesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich 
der Vorhabenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet. Änderungen des Durchfüh-
rungsvertrages oder der Abschluss eines neuen Durchführungsvertrages in beiderseiti-
gem Einvernehmen der Vertragspartner sind im Rahmen der Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes zulässig. 

Erklärung / Begründung 

Bei einem Vorhabenbezogenen Bebauungsplan besteht gemäß § 12 Abs. 3 S. 2 BauGB 
keine Bindungsnotwendigkeit an die Festsetzungsmöglichkeiten des § 9 BauGB. Im vorlie-
genden Fall, in dem ein nicht großflächiger Drogeriemarkt errichtet werden soll, wird im 
Plangebiet weder der Charakter eines allgemeinen Wohngebietes noch eines Mischgebie-
tes erreicht, in dem ein solcher Markt allgemein zulässig wäre. Auch eine Sondergebiets-
Festsetzung kann aufgrund der Kleinflächigkeit des Marktes nicht getroffen werden. Da-
her hat sich die Gemeinde Spiesen-Elversberg, im vorliegenden Fall dazu entschieden auf 
eine explizite Gebietstypenausweisung nach BauNVO zu verzichten. Um eine städtebauli-
che Ordnung im Bereich des Plangebietes zu sichern, werden dennoch Festsetzungen im 
Hinblick auf zulässige Nutzungen getroffen. 

Entstehen soll ein Rossmann-Drogeriemarkt mit 750 m² Verkaufsfläche. Unter Verkaufs-
fläche versteht man hierbei die Fläche, die dem Verkauf dient, einschließlich der Gänge 
und Treppen in den Verkaufsräumen, Standflächen, Kassenzonen und Auslageflächen, so-
weit sie dem Kunden zugänglich sind.  

Zusätzlich werden im Plangebiet noch die weiteren für die Funktionsfähigkeit der Märkte 
erforderlichen Nebenanlagen (wie z.B. Stellplätze und Werbeanlagen) zugelassen. 

In diesem Zusammenhang wird auf den § 12 Abs. 3 BauGB verwiesen, wonach letztendlich 
im Plangebiet nur solche Nutzungen zulässig werden, die auch im Durchführungsvertrag 
genannt sind.  

Wie bereits oben aufgeführt werden die Festlegungen des Bebauungsplanes „Vergnü-
gungsstäten Spiesen-Elversberg“ im vorliegenden Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
übernommen, da Spielhallen nicht in den Nutzungskatalog und den Durchführungsvertrag 
aufgenommen. Diese sind somit weiterhin im Plangebiet nicht zulässig.  
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 MASS DER BAULICHEN NUTZUNG 

5.2.1 Grundflächenzahl (§ 19 Abs. 1 BauNVO) 

Festsetzung 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl im Plangebiet wird auf 1,0 festgesetzt. 

Bei der Ermittlung der zulässigen Grundfläche sind die Grundflächen von: 

• Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, 

• Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, 

• baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Bau-
grundstück lediglich unterbaut wird, 

mitzurechnen. 

Erklärung / Begründung 

Die Grundflächenzahl (GRZ) gibt die zulässige Grundfläche je Quadratmeter Grundstück-
fläche an. Unter der zulässigen Grundfläche versteht man gem. § 19 Abs. 2 BauNVO den 
Teil des Grundstücks, der von baulichen Anlagen überdeckt werden darf. Dabei sind aus 
Gründen des Bodenschutzes nicht nur die Grundflächen der Hautgebäude anzurechnen, 
sondern auch die Grundflächen von Garagen, Stellplätzen und den zugehörigen Zufahrten 
sowie Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauliche Anlagen unterhalb der 
Geländeoberfläche. 

Die zulässige GRZ ist je nach Gebietstyp unterschiedlich. Im vorliegenden Vorhabenbezo-
genen Bebauungsplan wird jedoch auf die Festsetzung eines Gebietstyps nach BauNVO 
verzichtet. Für das Vorhaben wäre eine GRZ von 0,6 bis 0,8 wie sie für Mischgebiete bzw. 
sonstige Sondergebiete festgelegt ist, üblich.  

Nach § 17 Abs. 1 BauNVO beträgt die Obergrenze der GRZ in Sondergebieten beispiels-
weise 0,8, d.h. innerhalb des Sondergebietes könnte theoretisch eine 80%-ige Versiege-
lung des Grundstücks erfolgen. 

Im vorliegenden Fall wird allerdings eine GRZ von 1,0 festgesetzt und damit ein Wert, der 
über der o.g. üblichen Obergrenze von 0,8 liegt. Gem. § 19 Abs. 4 BauNVO kann von dieser 
Obergrenze abgesehen werden, wenn diese Überschreitung nur geringfügige Auswirkun-
gen auf die natürlichen Funktionen des Bodens hat und die Einhaltung der Obergrenze zu 
einer wesentlichen Erschwerung der zweckentsprechenden Grundstücksausnutzung 
führt. 

Beide Ausnahmegründe können aus folgenden Gründen bejaht werden: 

• Weite Teile des Plangebietes sind derzeit bereits vollständig versiegelt. Im Plan-
gebiet gibt es bis auf wenige Restgrünflächen keinerlei unversiegelte Bereiche. 
Bei den Restgrünflächen handelt es sich um kleinere, stark anthropogen über-
formte Bereiche. 

• Im Plangebiet stehen keine natürlichen Böden mehr an, die auch entsprechende 
Bodenfunktionen übernehmen können. 

• Die räumliche Situation des Grundstücks mit einer beengten Lage zwischen zwei 
Straßen und einem Gebäude sowie die Notwendigkeit des Nachweises ausrei-
chender Stellplatzflächen erlauben nur bei einer Überschreitung der GRZ bis 1,0 
eine zweckentsprechende Grundstücksausnutzung. 
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5.2.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 18 BauNVO) 

Festsetzung 

Im Plangebiet wird eine maximale Höhe baulicher Anlagen (Gebäudehöhe) festgesetzt 
von: 

GH = 10,5 m 

Die Gebäudehöhe definiert sich über den Abstand zwischen dem in der Planzeichnung 
gekennzeichneten Bezugspunkt und dem höchsten Gebäudepunkt (Oberkante First / At-
tika). 

Eine geringfügige Überschreitung der festgesetzten Gebäudehöhe um 1,5 m durch unter-
geordnete Gebäudeteile (Schornsteine, Lüftungs- und Kühlungsanlagen) ist zulässig. 

Erklärung/Begründung  

Zur eindeutigen Bestimmung des Maßes der baulichen Nutzung in einem Bebauungsplan 
ist stets eine dreidimensionale Maßfestsetzung erforderlich. Die Baunutzungsverordnung 
gibt dabei für die Bestimmung der Höhenentwicklung baulicher Anlagen folgende Fest-
setzungsmöglichkeiten vor: 

• Festsetzung der Geschossflächenzahl (GFZ) 

• Festsetzung der Vollgeschosszahlen 

• Festsetzung der Höhe baulicher Anlagen 

• Festsetzung der Baumassenzahl. 

Im vorliegenden Fall erfolgt im Plangebiet eine Festsetzung über die Höhe baulicher An-
lagen und die Zahl der Vollgeschosse. 

Für die Festsetzung der Höhe der baulichen Anlagen sind gem. § 18 BauNVO eine untere 
und eine obere Bezugshöhe erforderlich, um die Höhe der baulichen Anlagen eindeutig 
bestimmen zu können. 

Die Festsetzung der Gebäudehöhe für den Rossmann-Markt entspricht den für derartige 
Fachmärkte üblichen Maßen und gewährleistet eine gute Einbindung des Baukörpers in 
das Orts- und Landschaftsbild. 

5.2.3 Zahl der Vollgeschosse (§ 20 BauNVO) 

Festsetzung 

Die maximale zulässige Zahl an Vollgeschossen wird im Plangebiet auf II Vollgeschosse 
festgesetzt. 

Erklärung / Begründung 

Gemäß § 20 Abs. 1 BauNVO gelten als Vollgeschosse die Geschosse, die nach landesrecht-
lichen Vorschriften Vollgeschosse sind oder auf ihre Zahl angerechnet werden. 

Vollgeschosse sind nach § 2 Abs. 4 LBO:  

• Geschosse, die eine Höhe von mindestens 2,30 m haben und im Mittel mehr als 
1,40 m über die Geländeoberfläche hinausragen. 

• Ein Geschoss im Dachraum und ein gegenüber mindestens einer Außenwand des 
Gebäudes zurückgesetztes oberstes Geschoss (Staffelgeschoss), wenn es diese 
Höhe über mindestens drei Viertel der Grundfläche des darunterliegenden Ge-
schosses hat.  
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• Garagengeschosse, wenn sie im Mittel mehr als 2 m über die Geländeoberfläche 
hinausragen.  

Die Begrenzung auf maximal II Vollgeschosse verfolgt die Zielvorstellungen der bestmög-
lichen höhenmäßigen Einbindung in die umgebenden baulichen Strukturen.  

 BAUWEISE (§ 9 ABS. 1 NR. 2 BAUGB, § 22 BAUNVO) 

Festsetzung 

Im gesamten Planungsgebiet wird eine abweichende Bauweise entsprechend § 22 Abs. 4 
BauNVO festgesetzt. Eine Grenzbebauung im Bereich der Baulinien ist zulässig.  

Erklärung / Begründung 

Mit der Bauweise wird festgelegt, wie bauliche Anlagen auf den Grundstücksflächen an-
zuordnen sind. Die BauNVO unterscheidet dabei folgende Bauweisen: 

• offene Bauweise: Gebäude mit einer Länge bis 50 m sind mit Grenzab-
stand zu errichten 

• geschlossene Bauweise: Gebäude werden ohne seitlichen Grenzabstand 
errichtet 

• abweichende Bauweise: Bauweise ist weder als offen noch als geschlos-
sen zu bezeichnen 

Zur bestmöglichen Grundstücksausnutzung bei den beengten Verhältnissen im Plangebiet 
und aufgrund der Notwendigkeit der Unterschreitung von Abstandsflächen bzw. des Bau-
ens auf die Grundstücksgrenze im Bereich der Baulinien, wird eine abweichende Bauweise 
festgesetzt.  

 ÜBERBAUBARE GRUNDSTÜCKSFLÄCHEN (§ 9 ABS.1 NR. 2 BAUGB UND § 
23 BAUNVO) 

Festsetzung 

siehe Planzeichnung 

Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen im vorliegenden 
Bebauungsplan durch die Festsetzung von Baulinien und Baugrenzen bestimmt, die dem 
Plan zu entnehmen sind. 

Erklärung / Begründung 

Mit der Festsetzung der überbaubaren Grundstücksfläche werden die bebaubaren Berei-
che des Grundstücks definiert, die bis zu dem festgesetzten Maß der baulichen Nutzung 
bebaut werden dürfen. Die Festsetzung einer Baugrenze bedeutet gem. der Definition 
gem. § 23 Abs. 3 BauNVO: 

„Ist eine Baulinie festgesetzt, so muss auf dieser Linie gebaut werden. Ein Vor- oder Zu-
rücktreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden. Im Be-
bauungsplan können weitere nach Art und Umfang bestimmte Ausnahmen vorgesehen 
werden.“ 

”Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht über-
schreiten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen 
werden.” 

Die Baulinien und Baugrenzen orientieren sich im Bereich des Plangebietes hierbei an den 
konkreten Anforderungen des Vorhabenträgers. 
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 VERKEHR 

5.1.1 Verkehrliche Konzeption  

Verkehrsanbindung des Plangebietes 

Das Plangebiet liegt, wie beschrieben, an der Lindenstraße. Diese stellt die Anbindung an 
die Autobahn A8 sicher. Zudem besitzt das Plangebiet im westlichen Bereich eine Anbin-
dung an die Friedhofstraße, über die künftig der Kundenverkehr organisiert werden soll.  

Somit ist das Plangebiet gut an das örtliche und überörtliche Straßennetz angeschlossen. 

Ruhender Verkehr 

Für den ruhenden Verkehr ist die Errichtung von Stellplätzen in ausreichender Anzahl im 
westlichen Bereich des Plangebietes vorgesehen. 

ÖPNV 

Auch für die nichtmotorisierten Mitarbeiter und Kunden ist das Planungsgebiet hervorra-
gend angebunden. So ist das Planungsgebiet in geringer Entfernung der Bushaltestelle 
„Elversberg Kaiserlinde“ in der Lindenstraße gelegen. Hier verkehren die Buslinien 309 
und 310 Richtung Neunkirchen und Friedrichsthal in regelmäßigen Abständen. 

Fußläufige Anbindung 

Das Planungsgebiet ist darüber hinaus über die straßenbegleitenden Fußwege der Linden-
straße, der Friedhofstraße und des Willi-Neu-Rings sehr gut fußläufig zu erreichen. 

5.1.2 Festsetzungen zur Umsetzung der Verkehrskonzeption 

Für den Themenbereich Verkehr trifft der Vorhabenbezogene Bebauungsplan folgende 
Festsetzungen: 

Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, § 12 
BauNVO) 

Gem. § 12 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass überdachte Stellplätze, Garagen und Car-
ports im gesamten Plangebiet nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig sind. 
Nichtüberdachte Stellplätze sind im gesamten Plangebiet innerhalb der überbaubaren 
Flächen sowie den hierfür festgesetzten Flächen zulässig. Nebenanlagen im Sinne des §14 
BauNVO und Zufahrten zu den Stellplätzen, Garagen, Carports und Nebenanlagen sind im 
gesamten Plangebiet zulässig. 

 VER- UND ENTSORGUNG  

5.2.1 Allgemeine Konzeption 

Alle für das Plangebiet notwendigen Anschlüsse an Ver- und Entsorgungseinrichtungen 
(Strom, Abwasser, Telekommunikation) bereits vorhanden, für den Neubau müssen ledig-
lich die jeweiligen Hausanschlüsse hergestellt werden. 

5.2.2 Wasser-, Strom- und Gasversorgung 

Die Wasser-, Strom- und Gasversorgung im Planungsgebiet erfolgt durch die Kommunale 
Energie- und Wasserversorgung AG Neunkirchen (KEW). Der Neubau kann, wie oben be-
schrieben, ohne Probleme an das bestehende Netz angeschlossen werden. 
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5.2.3 Abwasserentsorgung 

Träger der Abwasserentsorgung ist der EVS. Auch hier müssen lediglich die Hausan-
schlüsse für den Neubau hergestellt werden. 

 GRÜN- UND LANDSCHAFTSPLANUNG 

5.3.1 Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflan-
zungen sowie Bindungen für Bepflanzungen und für die Erhaltung von Bäu-
men, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und b 
BauGB) 

Festsetzung 

P1: Nicht überbaute Grundstücksflächen 

Alle nicht überbauten Grundstücksflächen im Plangebiet, die nicht für Zufahrten, Umfahr-
ten, Stellplätze  oder Nebenanlagen benötigt werden, sind gärtnerisch anzulegen und 
dauerhaft zu pflegen.   

P2: Dachbegrünung 

Im Plangebiet sind die Dachflächen von Gebäuden mit einer Dachneigung von weniger als 
15 Grad dauerhaft und flächendeckend extensiv zu begrünen. Ausnahmen von der flä-
chendeckenden Dachbegrünungspflicht können zugelassen werden, wenn diese im Wi-
derspruch zum Nutzungszweck steht (z. B. bei Dachflächen für Belichtungszwecke; Flä-
chen mit erforderlichen technischen Aufbauten). 

P3: Stellplatzbegrünung 

Die Stellplätze innerhalb des Plangebietes sind zu begrünen. Hierzu sind mindestens zwei 
standortgerechte Laubbaumhochstämme gemäß Pflanzliste innerhalb der ausgewiesenen 
Fläche für Stellplätze anzupflanzen, dauerhaft zu erhalten und bei Abgang nachzupflan-
zen. Rückschnitt- und Pflegemaßnahmen sind aus Gründen der Verkehrssicherung zuläs-
sig. 

Für alle Pflanzmaßnahmen sind die DIN 18916 und DIN 18920 entsprechend zu beachten, 
d.h. es wird u.a. eine offene Fläche von mindestens 6m² und 16m² Grundfläche des durch-
wurzelbaren Raumes mit einer  Tiefe von mindestens 80cm verlangt. Zudem sind gebiets-
heimische Gehölze mit der regionalen Herkunft „Westdeutsches Bergland und Oberrhein-
graben“ (Region 4) nach dem „Leitfaden zur Verwendung gebietseigener Gehölze“ (BMU, 
Januar 2012) zu verwenden. Zur optimalen Entfaltung der Funktionalität der Baumreihen 
sind zur Anpflanzung nur standortgerechte Arten bzw. deren Sorten zu verwenden, die 
für den städtischen Straßenraum geeignet sind. Hierzu kann beispielsweise die „GALK-
Straßenbaumliste, Stand 04.02.2020, Arbeitskreis Stadtbäume“ der Deutschen Garten-
amtsleiterkonferenz herangezogen werden. Die folgende Artenliste stellt daher lediglich 
eine beispielhafte Auswahl der zu pflanzenden Gehölze dar. 

Pflanzliste Laubbaumhochstämme (Beispiele) 
Berg-Ahorn (Acer pseudoplatanus) 
Spitz-Ahorn (Acer platanoides)  
Feld-Ahorn (Acer campestre)  
Stiel-Eiche (Quercus robur)  
Vogel-Kirsche (Prunus avium)  
Winter-Linde (Tilia cordata)  
Rot-Buche (Fagus sylvatica) 
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Pflanzliste Sträucher 
Schlehe (Prunus spinosa)  
Zweigriffliger Weißdorn (Crataegus laevigata) Eingriffliger Weißdorn (Crataegus mono-
gyna) Hasel (Corylus avellana)  
Schwarzer Holunder (Sambucus nigra) Hundsrose (Rosa canina)  
Vogelbeere (Sorbus aucuparia)  
Gemeiner Schneeball (Viburnum opulus) 
Roter Hartriegel (Cornus sanguinea) 

Pflanzqualität 

Zur schnelleren Wirksamkeit der Anpflanzungen im Sinne einer besseren Einbindung des 
Planungsraumes ins Landschaftsbild werden folgende Mindest-Qualitätsstandards an die 
Pflanzungen gestellt. Die Pflanzqualität hat daher den Mindeststandards der FLL (For-
schungsgesellschaft Landschaftsentwicklung, Landschaftsbau e.V., Bonn) zu entsprechen: 

• Hochstämme: 3xv., StU 12-14 cm 

• Heister: 2xv, ab 100 m 

• Sträucher: 2 Tr; ab 60 cm 

Erfolgte Anpflanzungen unterliegen der Bindung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB. 

Erklärung / Begründung 

Die Eingrünung des Plangebiets durch verschiedene Gehölzstrukturen bzw. der Erhalt der 
vorhandenen Grünflächen ist eine der wichtigsten grünordnerischen und landschaftsöko-
logischen Maßnahmen zur Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes und für den natur-
schutzfachlichen Ausgleich. 

Durch die Eingrünung des Plangebietes innerhalb der Flächen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25a und 
b BauGB werden die nicht überbaubaren Flächen ökologisch aufgewertet. Diese Gehölze 
können für störungsunempfindliche Tiere als Lebensraum genutzt werden. Die Durchgrü-
nung der Stellplatzflächen bilden zudem eine gestalterisch attraktive Aufwertung des 
Plangebietes sowie eine Fassung des Stellplatz- und Straßenraumes. 

Die extensive Dachbegrünung verfolgt in erster Linie klimaökologische Ziele und dient der 
Niederschlagswasserrückhaltung. 

Alle Gehölzstrukturen im Plangebiet tragen zur Ausfilterung von Luftschadstoffen sowie 
zur Verbesserung des Mikroklimas durch Windschutz, Erhöhung der Luftfeuchtigkeit und 
Herabsetzung sommerlicher Temperaturen um mehrere Grad Celsius durch Beschattung 
und Transpirationskühlung bei. 

Für sämtliche Pflanzmaßnahmen wird festgesetzt, dass heimische, standortgerechte Ge-
hölze zu verwenden sind. Diese stehen in enger Wechselbeziehung zu den hier natürli-
cherweise vorkommenden Tierarten. Durch die Pflanzqualitäten werden Mindeststan-
dards für die anzupflanzenden Gehölze vorgegeben, um die beabsichtigten Wirkungen 
schnellstmöglich zu erzielen. 

 RÄUMLICHER GELTUNGSBEREICH (§ 9 ABS.7 BAUGB) 

Die genauen Grenzen des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans sind der 
Planzeichnung zu entnehmen. 
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 HINWEISE 

5.2.1 Bebauungsplan "Vergnügungsstätten Spiesen-Elversberg" 

Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes "Vergnügungsstätten Spiesen-El-
versberg" bleiben innerhalb des Geltungsbereiches des Vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes "Neubau eines Drogeriemarktes" (Teiländerung des Bebauungsplanes "Kaiser-
linde") unverändert in Kraft. 

5.2.2 Baumpflanzungen 

Das Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen der 
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen ist bei den Baumpflanzungen zu 
beachten. Bei der Ausführung der Erdarbeiten oder Baumaßnahmen müssen die Richtli-
nien der DIN 18920 “Schutz von Bäumen, Pflanzbeständen und Vegetationsflächen bei 
Baumaßnahmen“ beachtet werden. Weiterhin ist das DVGW-Regelwerk GW 125 “Baum-
pflanzungen im Bereich unterirdischer Versorgungsanlagen“ bei der Planung zu beachten, 
um Schäden an Versorgungsleitungen auszuschließen. 

5.2.3 Einhaltung der Grenzabstände 

Bei der Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern entlang von Grundstücksgrenzen sind 
die Grenzabstände gemäß dem Saarländischen Nachbarrechtsgesetz zu beachten. 
 

5.2.4 Bodendenkmäler 

Die Anzeigepflicht und das befristete Veränderungsverbot bei Bodenfunden nach dem 
Saarländischen Denkmalschutzgesetz sind zu beachten. 

5.2.5 Rodungs- und Rückschnittarbeiten 

Entsprechend § 39 Abs. 5 BNatSchG sind erforderliche Rodungs- und Rückschnittarbeiten 
im Zeitraum zwischen dem 01. Oktober und dem 28. Februar des Folgejahres durchzufüh-
ren, um eine Störung der Avifauna während der Brutzeit zu vermeiden. 

6 ABWÄGUNG / AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

Für jede städtebauliche Planung ist das Abwägungsgebot gem. § 1 Abs. 7 BauGB von be-
sonderer Bedeutung. Danach muss die Gemeinde Spiesen-Elversberg als Planungsträger 
bei der Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Neubau eines Drogerie-
marktes“ (Teiländerung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) die öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander gerecht abwägen. Die Abwägung ist die ei-
gentliche Planungsentscheidung. Hier setzt die Gemeinde Spiesen-Elversberg ihr städte-
bauliches Konzept um und entscheidet sich für die Berücksichtigung bestimmter Interes-
sen und die Zurückstellung der dieser Lösung entgegenstehenden Belange. 

Die Durchführung der Abwägung impliziert eine mehrstufige Vorgehensweise, die aus fol-
genden vier Arbeitsschritten besteht:  

• Sammlung des Abwägungsmaterials (siehe “Auswirkungen der Planung“) 

• Gewichtung der Belange (siehe “Gewichtung des Abwägungsmaterials“) 

• Ausgleich der betroffenen Belange (siehe “Fazit“) 

• Abwägungsergebnis (siehe “Fazit“). 
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Hinsichtlich der städtebaulichen Ordnung und Entwicklung bzw. der natürlichen Lebens-
grundlagen (im Sinne des § 1 Abs. 5 BauGB) sind insbesondere folgende mögliche Auswir-
kungen beachtet und in den Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Neubau eines Dro-
geriemarktes“ (Teiländerung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) eingestellt. Aufgeführt 
werden hierbei nur die Belange, die durch die Änderung des Vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplanes betroffen sind. 

 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG 

6.1.1 Auswirkungen auf die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhältnisse und die Sicherung der Wohn- und Arbeitsbevölkerung 

Die Sicherstellung gesunder Wohn- und Arbeitsverhältnisse ist eine zentrale Aufgabe der 
Bauleitplanung. Daher ist zu prüfen, ob von den zulässigen Nutzungen unzumutbare Be-
einträchtigungen für die angrenzende Bebauung zu erwarten sind.  

Da das Plangebiet bereits in der Vergangenheit durch eine Turnhalle mit entsprechenden 
Lärmemissionen durch Besucherverkehr und sportliche Aktivitäten genutzt wurde, wer-
den keine zusätzlichen erheblichen Lärmemissionen erwartet.  

6.1.2 Auswirkungen auf die Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung und 
der Umbau vorhandener Ortsteile sowie die Erhaltung und Entwicklung zentra-
ler Versorgungsbereiche 

Am Orts- und Stadtbild des Plangebietes wird sich durch den Bebauungsplan nichts grund-
legend ändern, da hier lediglich die bestehende Bebauung der ehemaligen Turnhalle 
durch das Gebäude eines neuen modernen Drogeriemarktes ersetzt wird. Zudem werden 
Parkplätze angelegt und die Außenanlage neugestaltet.  

Nach Realisierung der Planung ist daher eine Aufwertung des Stadtbildes zu erwarten. 

Der zentrale Versorgungsbereich der Gemeinde Spiesen-Elversberg wird durch das Vor-
haben nicht beeinträchtigt.  

6.1.3 Auswirkungen auf die Belange des Umweltschutzes einschließlich des Natur-
schutzes und der Landschaftspflege 

Gemäß den Regelungen des § 13 a BauGB gelten für das beschleunigte Verfahren zur Auf-
stellung von Bebauungsplänen sinngemäß die Vorschriften des § 13 BauGB. Nach 
§ 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB wird im vereinfachten Verfahren „... von der Umweltprüfung 
nach § 2 Abs. 4, von dem Umweltbericht nach § 2a, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 Satz 
2, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, sowie von der zusam-
menfassenden Erklärung nach § 6 Abs. 5 Satz 3 und § 10 Abs. 4 abgesehen.“ Darüber hin-
aus bestimmt § 13 a Abs. 2 Nr. 4 BauGB, dass im beschleunigten Verfahren „… in den Fäl-
len des Absatzes 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB Eingriffe, die auf Grund der Aufstellung des Bebau-
ungsplanes zu erwarten sind, als im Sinne des § 1a Abs. 3 Satz 5 BauGB vor der planeri-
schen Entscheidung erfolgt oder zulässig“ gelten. 

Dennoch gilt selbstverständlich auch für Bauleitpläne, die im beschleunigten Verfahren 
aufgestellt werden, weiterhin die Verpflichtung, dass die Belange des Umweltschutzes 
einschließlich des Naturschutzes und der Landschaftspflege sachgerecht bei der Bauleit-
planung zu berücksichtigen sind. Gleichzeitig werden bei der Untersuchung der abioti-
schen und biotischen Schutzgüter im Plangebiet artenschutzrechtliche Belange nach 
§§ 19 und 44 BNatSchG geprüft (siehe unten). 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Voraussetzungen 
geschaffen werden, um das bestehende Gebäude der ehemaligen Turnhalle durch den 
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Neubau eines Drogeriemarktes zu ersetzen und die Außenanlage und Stellplatzflächen 
neuzuordnen. Da das Plangebiet bereits größtenteils versiegelt ist, werden mit der Auf-
stellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Neubau eines Drogeriemarktes“ 
(Teiländerung des Bebauungsplanes „Kaiserlinde“) keine wesentlichen zusätzlichen Aus-
wirkungen auf die abiotischen Schutzgüter vorbereitet. 

Durch die Festsetzungen nach §9 Abs.1 Nr. 25a und b BauGB werden die nicht bebauten 
Grundstücksflächen und die Stellplatzflächen begrünt. Zudem wird eine extensive Dach-
begrünung festgesetzt, die in erster Linie klimaökologische Ziele verfolgt. 

Die Grünstrukturen können zumindest für störungstolerante Arten der Fauna Lebensraum 
darstellen. Zusätzliche Auswirkungen auf den Boden- und Wasserhaushalt sind im Zuge 
der zulässigen Neuversiegelung vernachlässigbar gering, erhebliche Auswirkungen auf-
grund der Vorbelastungen im Plangebiet infolge der Nutzung durch die ehemalige Turn-
halle und des angrenzenden Lebensmittelmarktes sind nicht zu erwarten. Erhebliche kli-
maökologische Auswirkungen sind vor dem Hintergrund der Vorbelastungen im Plange-
biet ebenfalls nicht zu erwarten. 

Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung 

Nach dem Gesetz zur Erleichterung von Planungsvorhaben für die Innenentwicklung der 
Städte – „Novelle 2007“ handelt es sich bei einem Planvorhaben dann um einen nicht 
ausgleichspflichtigen Eingriff, wenn die überbaubare Grundfläche die Fläche von 20.000 
qm nicht überschreitet (§ 13a Abs. 2 Nr. 4 BauGB). Diese Regelung soll im vorliegenden 
Fall in Anspruch genommen werden. Der vorliegende Bebauungsplan überplant eine Flä-
che von insgesamt ca. 0,16 ha, für die damit kein gesonderter Ausgleich erforderlich ist. 

Im bereits anthropogen vorbelasteten Plangebiet wurden durch das vorgesehene Plan-
vorhaben des Bebauungsplanes keine für den Arten- und Biotopschutz bedeutenden Le-
bensräume überplant.  

6.1.4 Auswirkungen auf besonders und streng geschützte Arten und Lebensräume 
(Artenschutzrechtliche Prüfung, Umweltschäden) 

Artenschutzprüfung ASP 

Im Zuge der Umsetzung der Vorgaben der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie (FFH-RL) sowie 
der Vogelschutz-Richtlinie (V-RL) erfolgte durch Novellierung des Bundesnaturschutzge-
setzes (BNatSchG) vom 12.12.2007 und 29.07.2009 eine Anpassung des deutschen Arten-
schutzrechtes an die europarechtlichen Vorgaben. Diese Umsetzung der Vorgaben der 
FFH- und der V-RL erfolgten mit den Regelungen der §§ 44 Abs. 1,5,6 und 
45 Abs. 7 BNatSchG. Diese Bestimmungen zum Artenschutz sind neben dem europäi-
schen Schutzgebietssystem „Natura 2000“ eines der beiden Schutzinstrumente der Euro-
päischen Union zum Erhalt der biologischen Vielfalt in Europa. Ziel ist es, die in der FFH- 
und V-RL genannten Arten und Lebensräume dauerhaft zu sichern und in einen günstigen 
Erhaltungszustand zu bringen. 

Aus der Anpassung der Artenschutzbestimmungen des BNatSchG ergibt sich die Notwen-
digkeit der Durchführung einer Artenschutzprüfung (ASP) unter anderem im Rahmen der 
Bauleitplanung. Im Rahmen der Bauleitplanung ist die ASP notwendig, um zu prüfen, ob 
für ein festgelegtes Artenspektrum streng geschützter Arten (europäisch geschützte FFH-
Anhang IV-Arten und die europäischen Vogelarten) Verbotstatbestände nach § 44 
BNatSchG ausgelöst werden. Das zu prüfende Artenspektrum planungsrelevanter Arten 
wird vom Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz mit dem „Hinweis zur Aufstellung der 
naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung (saP)“ (Fas-
sung mit Stand 09/2011) vorgegeben. 
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Gemäß § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG ist es verboten, wild lebenden Tieren der besonders 
geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre Ent-
wicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschädigen oder zu zerstören. Gemäß 
§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG ist es außerdem verboten, wild lebende Tiere der streng ge-
schützten Arten und der europäischen Vogelarten erheblich zu stören. Eine erhebliche 
Störung liegt hiernach vor, wenn sich durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen 
Population einer Art verschlechtert. Darüber hinaus ist es verboten wild lebenden Tieren 
der streng geschützten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten. 
Weiterhin ist es nach § 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG verboten, Fortpflanzungs- oder Ruhe-
stätten von Tieren der besonders geschützten Arten zu entfernen, zu beschädigen oder 
zu zerstören. 

Im Folgenden soll nun unter Betrachtung der zu erwartenden Wirkfaktoren des Vorha-
bens vor dem Hintergrund der Biotopausstattung des Plangebietes und den damit dort zu 
erwartenden Arten eine überschlägige Prüfung potenziell auftretender artenschutzrecht-
licher Konflikte durchgeführt werden. 

Wie oben bereits dargestellt, ist das Plangebiet bereits größtenteils versiegelt. Als Lebens-
räume verbleiben damit für den Arten- und Biotopschutz lediglich kleinflächige Randbe-
reiche im Umfeld der versiegelten Flächen, die mit anthropogen überprägten oder aber 
künstlich geschaffenen Biotoptypen belegt sind. Deren Ausprägung ist ausnahmslos un-
terdurchschnittlich. Neben artenarmen Rasenflächen, verbrachten Wiesenflächen und ei-
ner Gartenfläche sind im Plangebiet im Umfeld des Bestandsgebäudes auch (Zier-) Ge-
hölzflächen zu finden, die ebenfalls arten- und strukturarm ausgebildet sind. Der anthro-
pogene Einfluss ist innerhalb des gesamten Plangebietes sehr hoch. 

Wie bereits oben aufgeführt werden mit der Aufstellung des Bebauungsplanes keine we-
sentlichen zusätzlichen Auswirkungen auf die abiotischen Schutzgüter vorbereitet. 

Infolge der Biotopstruktur im Plangebiet und der angrenzenden Flächen sowie der Aus-
prägung der Biotoptypen innerhalb der Fläche reduziert sich das Artenspektrum der zu 
betrachtenden Arten auf an Siedlungsstrukturen sowie Siedlungsbereiche gebundene Ar-
ten. Da im Plangebiet keine stehenden Gewässern, auch keine kurzzeitig wassergefüllten 
Kleinstgewässer oder sonstigen vernässten Bereiche vorkommen, kann ein Vorkommen 
von an solche Strukturen gebundenen Arten anderer Artengruppen wie beispielsweise 
Amphibien ausgeschlossen werden. Ebenso kann eine Betroffenheit von geschützten Ar-
ten der Libellen aufgrund der Biotopausstattung des Plangebietes ausgeschlossen wer-
den. 

Aufgrund fehlender Habitatstrukturen sowie des sehr hohen anthropogenen Störeinflus-
ses beispielsweise durch Befahren kann die Betroffenheit von geschützten Arten der Rep-
tilien ausgeschlossen werden. 

Im Zuge der Bestandsaufnahmen konnten im Plangebiet keine Hinweise auf Fledermaus-
quartiere an Bäumen oder Gebäuden festgestellt werden. Alte, wertgebende Laubge-
hölze, d.h. Höhlenbäume, fehlen. Auch die Prüfung der Arten- und Biotopschutzdaten des 
Saarlandes (ABDS) ergab keine Hinweise auf hier vorkommende Arten der Fledermaus-
fauna. Weiterhin ist davon auszugehen, dass die Fläche als Nahrungshabitat und Jagdge-
biet aufgrund ihrer Biotopausstattung und des hier zu erwartenden geringen Insekten-
reichtums eher von geringer Bedeutung für die Fledermausfauna in diesem Raum ist. 
Gleichzeitig steht das Plangebiet nach Umsetzung der Planung in vergleichbarer Ausprä-
gung auch zukünftig für störungstolerante und synanthrope Arten der Fauna zur Verfü-
gung. 

Das Vorkommen weiterer streng geschützter Säuger (Luchs, Biber, Wildkatze und Hasel-
maus) kann aufgrund der Biotopausstattung des Plangebietes ausgeschlossen werden. 



GEMEINDE SPIESEN-ELVERSBERG 
BEGRÜNDUNG AUSLEGUNG 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  23 

Als Brutgebiet für die Avifauna ist der Geltungsbereich allenfalls von lokaler Bedeutung, 
es sind hier weit verbreitete und ungefährdete Arten wie Gartenrotschwanz, Amsel, Gim-
pel, usw. zu erwarten. Horste oder Baumhöhlen sind im Plangebiet nicht vorhanden. 

Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG können bei Beachtung der entsprechenden als 
Hinweise formulierten Vermeidungsmaßnahmen zum Rodungszeitraum (siehe 5.7.3) aus-
geschlossen werden. 

Vor dem Hintergrund der im Bebauungsplan festgelegten Maßnahmen zum Artenschutz 
können Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG ausgeschlossen werden. 

Umweltschäden gemäß § 19 BNatSchG 

§ 19 BNatSchG regelt die Haftung für Schäden durch nachteilige Auswirkungen auf Tier- 
und Pflanzenarten (nach den Anhängen II und IV der FFH-RL und nach Art. 4 Abs. 2 und 
Anhang I der Vogelschutzrichtlinie) und Lebensräume (Lebensräume der vorgenannten 
Arten, Lebensräume nach Anhang I der FFH-RL sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten 
der Anhang IV-Arten der FFH-RL), die nach EU-Recht geschützt sind, und zwar innerhalb 
und außerhalb von FFH- und Vogelschutzgebieten. 

Die Verantwortlichen (Bauherren, Betreiber) werden nur dann von der Haftung für Schä-
den freigestellt, wenn die Auswirkungen des Vorhabens auf die geschützten Arten und 
Lebensräume ermittelt und die erforderlichen Maßnahmen zur Verminderung und zum 
Ausgleich verbindlich festgesetzt werden. Notwendige funktionale Ausgleichs- und Kohä-
renzmaßnahmen sind zwingend durchzuführen und lassen keine Abwägung zu. 

Erhebliche Schäden an oben genannten Lebensräumen durch die Planung sind nicht zu 
erwarten. Ebenso kann als Ergebnis der Artenschutzprüfung eine Betroffenheit von ge-
nannten Arten ausgeschlossen werden. 

6.1.5 Auswirkungen auf die Belange der Wirtschaft, auch ihrer mittelständischen 
Struktur im Interesse einer verbrauchernahen Versorgung der Bevölkerung 

Durch den Bebauungsplan werden die Belange der Wirtschaft nicht negativ beeinträch-
tigt. Im Gegenteil hat die Ansiedlung des Drogeriemarktes positive Auswirkungen auf die 
Wirtschaft da Arbeitsplätze geschaffen werden und eine verbrauchernahe Versorgung der 
Bevölkerung an einem integrierten Standort ermöglicht wird. 

6.1.6 Auswirkungen auf die Belange der Erhaltung, Sicherung und Schaffung von Ar-
beitsplätzen 

Durch die Realisierung des Vorhabens können, wie beschrieben, Arbeitsplätze geschaffen 
werden. 

6.1.7 Auswirkungen auf die Belange des Personen- und Güterverkehrs und der Mo-
bilität der Bevölkerung 

Die Anbindung des Plangebietes an das innerörtliche und überörtliche Straßennetz ist 
über die Lindenstraße bereits gewährleistet. Durch die Anlage der Kundenstellplätze im 
westlichen Plangebiet, im Anschluss an die Friedhofstraße, kann zudem die Verkehrsbe-
lastung in der Lindenstraße verringert werden. Es sind daher keine negativen Auswirkun-
gen auf das Verkehrsnetz und den Verkehrsfluss zu befürchten.  

6.1.8 Auswirkungen auf alle sonstigen Belange 

Alle sonstigen Belange bei der Aufstellung von Bauleitplänen laut § 1 Abs. 6 BauGB zu 
berücksichtigenden Belange werden nach jetzigem Kenntnisstand durch die Planung nicht 
berührt. 
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 GEWICHTUNG DES ABWÄGUNGSMATERIALS 

Gemäß dem im BauGB verankerten Abwägungsgebot (§ 1 Abs. 6 und 7 BauGB) wurden 
die bei der Abwägung zu berücksichtigenden öffentlichen und privaten Belange gegenei-
nander und untereinander gerecht abgewägt und entsprechend ihrer Bedeutung in den 
vorliegenden Bebauungsplan eingestellt. Für die Abwägung wurden insbesondere fol-
gende Aspekte beachtet: 

6.2.1 Argumente für die Verwirklichung des Bebauungsplans 

Folgende Argumente sprechen für die Aufstellung des Bebauungsplanes: 

• Die Verhinderung eines städtebaulichen Missstandes durch Umnutzung des 
Geländes der ehemaligen Turnhalle wird erwirkt. 

• Die Versorgungssituation im Ortsteil Elversberg wird verbessert. 

• Arbeitsplätze können geschaffen werden 

• Es liegen hervorragende Standortvoraussetzungen durch integrierte Lage und 
geringem Erschließungsaufwand vor. 

• Durch die Realisierung der Planung kommt es kaum zu zusätzlichen ökologi-
schen Eingriffen. 

6.2.2 Argumente gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes 

Derzeit sind keine Argumente bekannt, die gegen die Aufstellung des Vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes sprechen. 

 FAZIT 

Die Gemeinde Spiesen-Elversberg hat die zu beachtenden Belange in ihrer Gesamtheit 
gegeneinander und untereinander abgewägt. Da die Argumente für die Realisierung ein-
deutig überwiegen, kommt die Gemeinde Spiesen-Elversberg zu dem Ergebnis den Vor-
habenbezogenen Bebauungsplan „Neubau eines Drogeriemarktes“ (Teiländerung des Be-
bauungsplanes „Kaiserlinde“), zu realisieren.  

Aufgestellt: Homburg, den 15.07.2021 

ARGUS CONCEPT GmbH 

Sara Morreale / Thomas Eisenhut 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



GEMEINDE SPIESEN-ELVERSBERG 
BEGRÜNDUNG AUSLEGUNG 

A R G U S  C O N C E P T  G es e l l s ch a f t  fü r  L eb en s ra u m en tw ic k l u n g  m b H  
S e i t e  25 

7 QUELLENVERZEICHNIS 

(1) BAUER, H.-G.; BEZZEL, E. und FIEDLER, W. (2012): Das Kompendium der Vögel Mit-
teleuropas. 

(2) BELLMANN, H. (2016): Der Kosmos Schmetterlingsführer. 

(3) BfN: Internethandbuch zu den Arten der FFH-Richtlinie Anhang IV: https://ffh-an-
hang4.bfn.de/ (Stand: 13.06.2021). 

(4) GARNIEL, A. & MIERWALD, Dr. U. (2010): Arbeitshilfe Vögel und Straßenverkehr. 

(5) GEOLOGISCHES LANDESAMT DES SAARLANDES (Hrsg.) (1981): Geologische Karte des 
Saarlandes, Maßstab 1 : 50.000. 

(6) GEOLOGISCHES LANDESAMT DES SAARLANDES (Hrsg.) (1989): Erläuterungen zur Ge-
ologischen Karte des Saarlandes, 1 : 50.000. 

(7) GEOLOGISCHES LANDESAMT DES SAARLANDES (Hrsg.) (1987): Hydrogeologische 
Karte des Saarlandes, Karte 1 Wasserleitvermögen des Untergrundes, Maßstab 
1 : 100.000. 

(8) GEOPORTAL DES SAARLANDES: Fachanwendungen zum Bodenschutz: https://geo-
portal.saarland.de/article/Bodenschutz/ (Stand: 23.06.2021) 

(9) GEOPORTAL DES SAARLANDES: Fachanwendung Schutzgebietskataster: https://geo-
portal.saarland.de/mapbender/frames/index.php?lang=de&gui_id=Geoportal-SL-
2020&WMC=2988 (Stand: 23.06.2021) 

(10) LANDESAMT FÜR UMWELT UND ARBEITSSCHUTZ (Fassung mit Stand 09/2011): Hin-
weis zur Aufstellung der naturschutzfachlichen Angaben zur speziellen artenschutz-
rechtlichen Prüfung (saP). 

(11) MINISTERIUM FÜR UMWELT (Hrsg.) (2001): Leitfaden Eingriffsbewertung. 

(12) MINISTERIUM FÜR UMWELT (Hrsg.) (2009): Landschaftsprogramm des Saarlandes  

(13) MINISTERIUM FÜR UMWELT (Hrsg.) (2013): Landschaftsprogramm des Saarlandes  

(14) MINISTERIUM FÜR UMWELT (Hrsg.) (2011): Landesentwicklungsplan Teilabschnitt 
Umwelt in der Fassung vom 27.09.2011 

(15) MINISTERIUM FÜR UMWELT UND VERBRAUCHERSCHUTZ: ZENTRUM FÜR BIODOKU-
MENTATION: ABDS 2013, ABSP 2005. 

(16) ORNITHOLOGISCHER BEOBACHTERRING SAAR (Hrsg.): BOS, J., BUCHHEIT, M., AUST-
GEN, M. und ELLE, O. (2005): Atlas der Brutvögel des Saarlandes 

(17) SAARLAND LANDESBETRIEB FÜR STRASSENBAU (2010): Verkehrsmengenkarte des 
Saarlandes. 

(18) SCHNEIDER, H. (1972): Die naturräumliche Gliederung auf Blatt 159 Saarbrücken. 

 

 

https://ffh-anhang4.bfn.de/
https://ffh-anhang4.bfn.de/

